


Rechtslage
Mit dem Testament kann der Erblasser zu Lebzeiten weitestgehend selbst bestimmen, wie der Nachlass nach seinem Tod aufgeteilt werden soll. 

1. 
Definition des Testaments

Mit dem Testament kann der Erblasser vom gesetzlichen Erbrecht abweichen und weitestgehend selbst bestimmen, wie sein Nachlass nach seinem Tod aufgeteilt werden soll. Jede Person, die das 18. Lebensjahr vollendet hat und urteilsfähig ist, darf ein Testament errichten und somit über ihr Vermögen verfügen. Eine Stellvertretung ist ausgeschlossen. Wird kein Testament errichtet, gilt die gesetzliche Erbreihenfolge (Art. 457 ff. ZGB; siehe Erben und Vererben - In Kürze). 

Die häufigste Errichtungsart ist das eigenhändige Testament (Art. 505 ZGB). Wichtig zu wissen ist, dass der Erblasser es von eigener Hand schreiben und unterschreiben muss. Wird das Testament am Computer oder von einer anderen Person geschrieben, ist es ungültig.

Daneben besteht die Möglichkeit, ein öffentliches Testament zu errichten (Art. 499 ff. ZGB). Es ist dem eigenhändigen Testament vorzuziehen, wenn z.B. die Verfügungs- oder Schreibfähigkeit des Erblassers umstritten ist, was zu einer Ungültigerklärung des Testaments führen kann. Das öffentliche Testament bietet sich auch bei komplizierten Inhalten an, oder wenn das Bedürfnis nach Sicherheit über den Bestand eines Testaments im Vordergrund steht. Auf den Willen des Erblassers hin wird das öffentliche Testament von einer Urkundsperson, z.B. von einem Notar, aufgesetzt. Unter Beizug von zwei Zeugen erklärt der Erblasser sodann, dass er die Urkunde gelesen hat und diese seinen letzten Willen enthält. 

Ausserdem kann im Ausnahmefall ein mündliches Testament errichtet werden, z.B. wenn der Erblasser in Todesgefahr schwebt (Art. 506 f. ZGB). In einer Notsituation erklärt der Erblasser seinen letzten Willen vor zwei Zeugen, welche diesen an die zuständige Gerichtsbehörde weiterleiten. 

2. 
Inhalt des Testaments

Nach dem Gesetz besteht weitestgehend Testierfreiheit. Das bedeutet, dass der Erblasser seinen Nachlass im Testament - unter Beachtung des Pflichtteilsrechts - frei aufteilen kann. Hinterlässt er im Todeszeitpunkt Nachkommen, Eltern, den Ehegatten oder einen eingetragenen Partner, kann er nur bis zu deren Pflichtteil über sein Vermögen verfügen (Art. 470 ZGB). Für individuelle Regelungen oder bei komplexen Fallgestaltungen empfiehlt sich eine Rechtsberatung. 

Wichtig beim eigenhändigen Testament ist, dass der Erblasser seinen Willen klar und deutlich formuliert sowie das Datum der Errichtung angibt. Dieses kann über die Gültigkeit eines Testaments entscheiden, z.B. wenn die Reihenfolge von zwei Testamenten oder die Verfügungsfähigkeit des Erblassers in Frage stehen. 

Kernelemente des eigenhändigen Testaments sind:

· Vorname, Name, Geburtsdatum und -ort, Adresse des Erblassers;

· Letzter Wille des Erblassers (Erbeinsetzung, Vermächtnis etc.) mit genauer Bezeichnung der Begünstigten (Erben, Vermächtnisnehmer etc.);

· Datum (Tag, Monat, Jahr) und Unterschrift des Erblassers.

Der Erblasser kann in einem Testament folgende Verfügungen treffen (nicht abschliessend):

a) Erbeinsetzung
Der Erblasser kann eine oder mehrere Personen als Erben für einen Teil oder die ganze Erbschaft einsetzen (Art. 483 ZGB, siehe Ziffer 3 des Mustertestaments). Die Personen können bereits gesetzliche Erben sein oder erst durch die Erbeinsetzung im Testament Erbe werden. Auch juristische Personen können mittels Erbeinsetzung bedacht werden. Mit der Annahme der Erbschaft geht die Erbschaft als Ganzes über. Das bedeutet auch, dass die Erben für die Schulden des Erblassers mit ihrem eigenen Vermögen haften. 

Verschiedenste Konstellationen sind bei einer Erbeinsetzung denkbar, z.B.:

· Ein nicht gesetzlicher Erbe (z.B. die Verlobte, der Schwager oder ein Freund) wird als Erbe hinsichtlich einer bestimmten Quote oder bestimmter Gegenstände eingesetzt. Der übrige Teil der Erbschaft, über den der Erblasser nicht verfügt, fällt an die gesetzlichen Erben. 

· An die Stelle eines gesetzlichen Erben wird unter Beachtung des Pflichtteilsrechts ein nicht gesetzlicher Erbe eingesetzt (siehe Ziffer 2 und 3 des Mustertestaments).

· Ein gesetzlicher oder nicht gesetzlicher Erbe wird für die ganze Erbschaft eingesetzt: "Ich setze ____ [Vorname, Name] zu meiner Alleinerbin ein."
· Mehrere gesetzliche oder nicht gesetzliche Erben werden für die ganze Erbschaft mit oder ohne Angabe der Erbanteile eingesetzt (Erbengemeinschaft).

b) Vermächtnis
Der Erblasser kann eine oder mehrere Personen nicht als Erben, sondern als Vermächtnisnehmer einsetzen (Art. 484 ff. ZGB, siehe Ziffer 4 des Mustertestaments). Der Bedachte erhält einen Vermögensvorteil als Vermächtnis, z.B. eine ganz bestimmte Sache (z.B. Immobilie), einen genau bezifferten Vermögenswert (z.B. CHF 20'000), die Nutzniessung an einem Grundstück oder Vermögen, Schuldbefreiungen etc. 

Formulierungsbeispiele sind "Ich vermache ____ [Vorname, Name] CHF 20'000. Das Vermächtnis ist effektiv, d.h. in CHF, und spätestens ein Jahr nach meinem Tod auszurichten. Danach ist ein Verzugszins von 4% p.a. geschuldet.", oder "Ich erlasse ____ [Vorname, Name] ihre Darlehensschuld von CHF _____ mir gegenüber per ____ [Datum meines Todestages]."
Vermächtnisnehmer können sowohl natürliche als auch juristische Personen sein. Der Erblasser bestimmt, ob ein einzelner Erbe oder die Erbengemeinschaft als Ganzes mit der Ausrichtung des Vermächtnisses beschwert ist. Vermächtnisnehmer können - im Gegensatz zu den Erben - nicht für die Schulden des Erblassers haftbar gemacht werden. 

c) Auflagen und Bedingungen

Sowohl die Erbeinsetzung als auch das Vermächtnis kann mit Auflagen oder Bedingungen verknüpft werden (Art. 482 ZGB). Mit der Auflage wird der Erbe bzw. Vermächtnisnehmer zu einem bestimmten Tun oder Unterlassen verpflichtet, z.B. für das Tier des Erblassers zu sorgen: "Ich auferlege dem Erben/Vermächtnisnehmer ____ [Vorname, Name], für meinen Hund Rex umfassend zu sorgen." 

Weitere Auflagen sind der Auftrag, eine Stiftung zu errichten oder Vorgaben, wie das Familienunternehmen geführt werden soll. Eine Auflage für den Erben (nicht für den Vermächtnisnehmer) ist etwa auch das Teilungsverbot oder der Teilungsaufschub (Art. 608 ff. ZGB): "Meine Erben ____ [Vorname, Name] und ____ [Vorname, Name] erhalten das Ferienhaus. Eine Erbteilung über diesen Nachlassgegenstand kann frühestens 10 Jahre nach meinem Tod erfolgen." 
Mit der Bedingung wird die Rechtswirkung des Vermächtnisses bzw. der Erbeinsetzung vom Eintritt eines künftigen, noch ungewissen Ereignisses abhängig gemacht. Der Erbe bzw. Vermächtnisnehmer erhält das Erbe bzw. Vermächtnis erst, wenn die vom Erblasser bezeichnete Bedingung erfüllt ist: "Der Erbe ____ [Vorname, Name] erbt erst, wenn er sein Universitätsstudium vollständig abgeschlossen hat." 

Möglich ist auch, dass die Begünstigung nachträglich wegfällt, weil die Bedingung nicht erfüllt worden ist: "Unsere Freundin ____ [Vorname, Name] erhält als Vermächtnis CHF 50'000.00 unter der Bedingung, dass sie meinen kranken Mann bis zu seinem Tod pflegt. Andernfalls geht das Vermächtnis an meine Erben zurück.“
d) Ersatzverfügung

Der Erblasser kann mit Blick auf die Erbeinsetzung bzw. das Vermächtnis eine Ersatzverfügung treffen (Art. 487 ZGB, siehe Ziffer 3 des Mustertestaments). Fällt der Erstberufene weg, weil er z.B. vorverstorben ist oder die Erbschaft ausgeschlagen hat, können weitere Personen als "Ersatz-Erben" oder "Ersatz-Vermächtnisnehmer" bedacht werden. Der Erblasser kann auch mehrere Zweitberufene bestimmen, die entweder nacheinander folgen oder gemeinsam im gleichen Rang stehen. 

e) Nacherbeneinsetzung bzw. Nachvermächtnis

Ferner ist die Nacherbeneinsetzung bzw. das Nachvermächtnis möglich (Art. 488 ff. ZGB). Sie hat den Zweck, zwei zeitlich aufeinander folgende Erben bzw. Vermächtnisnehmer kumulativ zu begünstigen: "Zuerst soll ____ [Vorname, Name] das Vermögen erhalten, nach seinem Tod ____ [Vorname, Name]."
Ersterer darf die Erbschaft nutzen und gebrauchen, nicht aber verbrauchen. Somit wird die Verschwendungsgefahr durch den Vorerben zumindest reduziert. Denkbar ist z.B. die Konstellation, dass der Ehegatte als Vorerbe und dessen nichtgemeinsames Kind als Nacherbe eingesetzt wird. 

f) Enterbung
Der Erblasser kann einen gesetzlichen Erben im Testament enterben. Das bedeutet, er kann dem Erben seinen Pflichtteil am Nachlass teilweise oder ganz entziehen. Die Enterbung ist möglich, wenn der Erbe gegen den Erblasser oder eine ihm nahestehenden Person eine schwere Straftat begangen oder familienrechtliche Pflichten in schwerer Weise verletzt hat (Art. 477 ZGB). Die Gründe sind möglichst genau zu umschreiben: "Meine Tochter ____ [Vorname, Name] wird enterbt. Ihr Versuch, meinen Vater zu vergiften, kann und will ich ihr nicht verzeihen."
Der Erblasser hat auch die Möglichkeit der so genannten Präventiventerbung (Art. 480 ZGB). Sie ist nur gegenüber zahlungsunfähigen Nachkommen zulässig. Bestehen gegen einen Nachkommen Verlustscheine, kann ihm der Erblasser die Hälfte des Pflichtteils entziehen und diese den vorhandenen oder später geborenen Kindern desselben zuwenden. Die Enterbung fällt jedoch dahin, wenn bei der Eröffnung des Erbgangs keine Verlustscheine mehr bestehen, oder wenn deren Gesamtbetrag einen Viertel des Erbteils nicht übersteigt. Ein Formulierungsbeispiel ist: "Mein Sohn ____ [Vorname, Name] wird enterbt unter Belassung der Hälfte seines Pflichtteils. Gegen ihn bestehen Verlustscheine. Der entzogene Pflichtteil sowie die Differenz zwischen Pflichtteil und gesetzlichem Erbteil meines Sohnes fallen dessen Nachkommen zu."
g) Stiftungserrichtung

Der Erblasser kann eine Stiftung im Testament errichten (Art. 493 ZGB). Inhaltlich kann es eine Erbeinsetzung, ein Vermächtnis, eine Auflage an einen Vermächtnisnehmer, eine Ersatzverfügung oder eine Nacherbeneinsetzung sein. 

Die erbrechtliche Stiftung muss den gesetzlichen Vorgaben gemäss Art. 80 ff. ZGB entsprechen. Die Stiftungserrichtung macht Sinn, wenn der Erblasser genügend verfügbares Vermögen widmet, das in einem vernünftigen Verhältnis zum besonderen Stiftungszweck steht. 

h) Willensvollstrecker
Der Erblasser kann im Testament eine oder mehrere Personen als Willensvollstrecker bestimmen (Art. 517 ZGB, siehe Ziffer 5 des Mustertestaments). Der bezeichneten Person steht es frei, dieses privatrechtliche Amt innert 14 Tagen nach Mitteilung durch die Testamentseröffnungsbehörde anzunehmen oder abzulehnen. Der Erblasser kann auch einen Ersatz-Willensvollstrecker bezeichnen. 

Die Aufgabe des Willensvollstreckers ist es, den Nachlass gemäss den Anordnungen des Erblassers zu verwalten, abzuwickeln und zu teilen. Hierbei ist auch eine Beschränkung der Aufgaben möglich, z.B. auf die Ausrichtung eines Vermächtnisses oder die Überwachung einer Auflage. Der Einsatz eines Willensvollstreckers kann sowohl in einfachen als auch in komplizierten Nachlässen, z.B. mit mehreren Erben im Ausland, vorteilhaft sein. Der Willensvollstrecker sorgt für die unverzügliche und unstreitige Nachlassabwicklung. Für seine Tätigkeit erhält er aus dem Nachlass eine angemessene Vergütung, inklusive Ersatz der Auslagen und Spesen. 

3. 
Form und Hinterlegung des Testaments

Bei der Errichtung eines Testaments sind die gesetzlichen Formvorschriften zwingend einzuhalten. Für das eigenhändige Testament gilt, dass es vom Erblasser vollständig von Hand verfasst, mit dem Datum der Errichtung versehen und unterschrieben wird (Art. 505 ZGB). Neben der gebräuchlichen Unterschrift können auch Verwandtschaftsbezeichnungen ("Euer Vater"), Initialen etc. verwendet werden, solange die Identifikation des Unterzeichnenden zweifelsfrei möglich ist. Wichtig ist, dass die Unterschrift unter den verfassten Text gesetzt wird. 

Der Erblasser ist frei in der Entscheidung, wo er das eigenhändige Testament hinterlegt (z.B. zu Hause, im Banksafe, beim Notar oder Rechtsanwalt etc.). Wichtig ist einerseits, dass er es an einem sicheren Ort aufbewahrt, um Missbräuchen vorzubeugen. Andererseits sollte das Auffinden des Testaments im Todesfall schnell und einfach möglich sein. Es kann auch ratsam sein, die im Testament als Willensvollstrecker eingesetzte Person über das Testament und dessen Aufbewahrungsort zu informieren. Eigenhändige Testamente, die bei einem Notar, Rechtsanwalt oder einer Behörde in der Schweiz hinterlegt sind, können auch im Testamentenregister des schweizerischen Notarenverbandes (www.testamentenregister.ch) registriert werden, um das Auffinden zu erleichtern. 

4. 
Änderungen und Widerruf des Testaments

Der Erblasser kann das Testament jederzeit ändern. Ergänzungen, Korrekturen etc. können im Text, am Rand oder als Nachtrag auf dem ursprünglichen Testament angebracht oder in einer separaten Urkunde niedergeschrieben werden. Wichtig ist, dass die Änderungen die Formerfordernisse erfüllen: Handschriftlichkeit, Datum und Unterschrift. 

Das Testament ist jederzeit widerrufbar. Für den Widerruf stehen dem Erblasser drei Möglichkeiten zur Verfügung:

· Er kann ein so genanntes Widerrufstestament errichten (Art. 509 ZGB). Es enthält einzig die Anordnung, dass sämtliche bisherige Verfügungen ungültig sein sollen: "Ich widerrufe alle meine bisherigen Testamente." Der Widerruf muss dieselben Formerfordernisse erfüllen wie das Testament selber: Handschriftlichkeit, Datum und Unterschrift. Trifft der Erblasser keine neue Verfügung, kommt die gesetzliche Erbreihenfolge wieder zum Tragen. 

· Er kann sein Testament dadurch widerrufen, indem er es vernichtet (Art. 510 ZGB). Vernichten bedeutet Zerreissen, Verbrennen, Wegwerfen des Testaments, Übermalen des Textes etc. Der Erblasser kann auch einen Dritten damit beauftragen. Wird dieser nicht tätig, bleibt das Testament indes gültig. 

· Er kann sein bisheriges Testament durch die Errichtung eines neuen Testaments aufheben (Art. 511 ZGB). Um eine klare Situation zu schaffen, empfiehlt es sich, im neuen Testament alle bisherigen Verfügungen für ungültig zu erklären (siehe Ziffer 1 des Mustertestaments) und parallel das alte Testament zu vernichten. 

5. 
Abgrenzung zum Erbvertrag

Der Erbvertrag ist - wie das Testament - eine Verfügung von Todes wegen. Ihnen ist gemeinsam, dass der Erblasser seine Nachlassplanung in Abweichung zur gesetzlichen Erbreihenfolge gestalten kann, wobei das Pflichtteilsrecht stets zwingend zu beachten ist. 

Ein wichtiger Unterschied zwischen Testament und Erbvertrag besteht in der Errichtung. Während der Erblasser das eigenhändige Testament allein und ohne Urkundsperson errichten kann, bedarf es beim Erbvertrag immer der Mitwirkung der im Vertrag erwähnten Vertragspartei und einer Beurkundung (wie beim öffentlichen Testament). 

Ein zweiter wichtiger Unterschied liegt in der Bindungswirkung. Das Testament ist jederzeit widerrufbar; der Erbvertrag nicht. Dieser kann grundsätzlich nur durch gegenseitige schriftliche Übereinkunft sämtlicher Vertragsparteien aufgehoben werden (siehe Erbvertrag - Rechtliche Hinweise). 

Mustertestament 

Hinweis: Das nachfolgende Mustertestament ist lediglich eine Vorlage. Das eigenhändige Testament muss von Anfang bis Ende von Hand geschrieben, datiert und unterzeichnet werden. 

"Mein Testament

Ich, der/die unterzeichnende _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum] in _____ [Geburtsort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse], verfüge auf mein Ableben hin Folgendes:

1. Ich hebe hiermit sämtliche bisherigen Testamente vollständig auf.

2. Ich setze meine(n) _____ [kurze Umschreibung des gesetzlichen Erben, z.B. Tochter, Sohn etc.], _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], auf den Pflichtteil.
3. Ich setze die folgenden Personen als Erben meines Nachlasses je zu gleichen Teilen ein:

· Mein(e) _____ [kurze Umschreibung, z.B. Konkubinatspartner/in, Freund/in, Patenkind, Neffe/Nichte etc.], _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse].
· Mein(e) _____ [Kurze Umschreibung, z.B. Konkubinatspartner/in, Freund/in, Patenkind, Neffe/Nichte etc.], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse].
Sollte _____ [Vorname, Name des vorher eingesetzten Erben] vor mir verstorben sein, treten seine/ihre Nachkommen an seine/ihre Stelle, in allen Graden nach Stämmen. Sollte er/sie ohne Hinterlassung von Nachkommen vorverstorben sein, tritt _____ [Vorname, Name] an seine/ihre Stelle.

4. Aus meinem Nachlass sind folgende Vermächtnisse auszurichten an:

· Mein(e) _____ [kurze Umschreibung, z.B. Nachbarin etc.], _____ [Vorname, Name], wohnhaft _____ [Wohnadresse]: __________ [Bezeichnung des Vermächtnisses];

· die gemeinnützige Organisation _____ [Name der Organisation], mit Sitz in _____ [Ort]: _____ [Bezeichnung des Vermächtnisses].

5. Als Willensvollstrecker setze ich ein: _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse]. 
Sollte er/sie das Mandat ablehnen oder vorverstorben sein, ernenne ich als Ersatz-Willensvollstrecker: _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse].

_____ [Ort], den_____ [Datum]

_____ [vollständige Unterschrift]"


